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Dank

Hans LetschAarau, 31. März 1994
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Wer 70 wird und auf viele Jahre breit gefächerten, anspruchsvollen 
Wirkens an der wirtschaftlichen und politischen Front zurückblik- 
ken darf, hat Grund zum Danken. Ansprechen möchte ich hier 
jene, die mich beruflich gefördert, mir die industrielle und parla­
mentarische Arbeit ermöglicht sowie mich unablässig ermuntert 
haben, grundsatztreu zu politisieren. Mit der nachfolgenden klei­
nen Auswahl aus Stellungnahmen in öffentlichen Auftritten soll 
diesem Dank Inhalt gegeben werden.

Klare Positionen zur Durchsetzung freiheitlicher Grundsätze 
sind beispielsweise für die FDP des Kantons Aargau keine Aus­
nahme. Auf Bundesebene lösen sie leider weniger Beifall aus. 
Sowohl der Bundesrat als auch die Mehrheit des Parlaments liessen 
und lassen sich in ihren Aktivitäten (trotz häufig anders lautender 
Lippenbekenntnisse) vom Wahn der unbegrenzten Möglichkeiten 
und vom Glauben an die staatliche Machbarkeit leiten. Mahner 
wurden allzu lange entweder als «Totengräber des Sozialstaates» 
verschrien oder von «Netten» in den eigenen bürgerlichen Reihen 
mitleidig belächelt. Ich danke deshalb auch jenen, die heute Ver­
säumtes nachzuholen suchen, und wünsche ihnen Mut und Kraft 
zum Durchhalten.





Zeitlose Grundsätze

Was zählt
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«Einen Parteitag mag es rühren, dass den Vorsitzenden beim 
schieren Gedanken an das Vaterland die Kraft der festen Stimme 
verlässt. Die Bürger aber - die frustrierten Arbeitslosen, die 
düpierten Unternehmer, die ausgebeuteten Steuerzahler, die als 
völkisch-unproduktiv abgestraften Kinderlosen - sie alle lassen 
sich nicht von den Emotionen eines Augenblicks leiten. Für sie 
zählt, was man auch von ihnen fordert: Verantwortung, Vernunft 
und Leistung.»

Unter diesem Titel kommentiert die Frankfurter Allgemeine Zei­
tung vom 23. Februar 1994 die Rede von Bundeskanzler Helmut 
Kohl am Parteitag der CDU in Hamburg u. a. wie folgt:



Sil



Ja und Nein zu unserem Staat1
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1 Kurzreferat anlässlich der Wahlveranstaltung der Vereinigten FDP/SVP in 
Rothrist am 18. Oktober 1983.

2. Wir wollen und sagen Ja zu einem wohnlichen Staat, einem Staat, 
der die Voraussetzungen schafft, damit sich der Einzelne in Frei-

Im Wahljahr werden die bürgerlichen Parteien, insbesondere der 
Freisinn, dem Vorwurf ausgesetzt, sie seien «Staatsverketzerer», 
sie wollten unsern (Sozial-)Staat demontieren, sie würden ihn 
aushungern usw.

Es ist überflüssig zu betonen, dass staatliche Ordnung sein 
muss, und dass es dazu eine Verfassung, dass es Gesetze, eine 
Verwaltung und finanzielle Mittel braucht. Es ist aber auch nicht 
zu vermeiden, dass zwischen jenen, die staatliche Ordnung schaf­
fen und durchsetzen (vor allem also den Politikern) einerseits, dem 
einzelnen Bürger anderseits sich ein Spannungsfeld öffnet. Daraus 
ergibt sich bereits eine erste Antwort.

1. Wir sagen Ja und sind überzeugt von der Notwendigkeit einer 
staatlichen Ordnung, einer Ordnung aber, welche

- breit abgestützt ist, sich also an die Grundsätze der direkten 
Demokratie hält; auch bei schwacher Stimmbeteiligung ist ein 
«Volks»-Entscheid besser als ein «Diktat aus Bern»;

- die im demokratischen Verfahren geschaffene Rechtsordnung re­
spektiert, also den Rechtsstaat durchsetzt.

Deshalb sagen wir Nein zu allen Tendenzen, welche die direkte 
Demokratie schwächen (neue Bundesverfassung!) und unsern de­
mokratischen Rechtsstaat mit illegalen Mitteln aushöhlen (Ge­
walt, Terror usw.).

Was aber soll Inhalt dieser demokratisch-rechtsstaatlichen Ord­
nung sein?



Salis) in Staat und
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3. Wir sagen deshalb auch Ja zu einem Staat, der zwar günstige 
Voraussetzungen für erfolgreiches Wirtschaften schafft, aber den Unter-

heit entfalten kann, einem Staat, in dem die freiwillige Solidarität 
nicht mehr und mehr durch die vom Staat erzwungene Solidarität 
verdrängt wird, fa also beispielsweise zu

- unserer «schweizerischen Kleinwelt» (Prof, von Salis) in Staat und 
Wirtschaft, d.h. zu einer föderalistischen Staatsordnung, einer 
von Klein- und Mittelbetrieben dominierten Wirtschaftsstruk­
tur und zur Sozialpartnerschaft;

- ausreichenden und ausgewogenen Bildungsmöglichkeiten, einem 
angemessenen Netz sozialer Sicherheit und ärztlicher Versorgung - 
aber ohne der Gefahr der Schematisierung, der Nivellierung, 
der Perfektion und einem eigentlichen Kult des Kolossalen zu 
erliegen.

Das Ja zu einem solchen wohnlichen Staat erfordert deshalb 
wiederum ein Nein gegenüber

- der Machtkonzentration beim Zentralstaat bzw. der «Entmach­
tung» von Gemeinden und Kantonen (Bedeutung der Aufga­
benteilung!) sowie gegenüber internationalem Grössenwahn 
(UNO, EG-Bürokratie u.a.);

- allen Bestrebungen, mehr Macht auf Regierung und Verwal­
tung zu verlagern sowie unser Miliz- durch ein Berufsparlament 
zu ersetzen, die «sterile Betriebsamkeit» in unsern Parlamenten 
noch zu verstärken und die Bürger- bzw. Frontnähe zu gefähr­
den;
jenen staatlichen Machern, die glauben, mit Gesetzen, Institutio­
nen und immer mehr Geld eine heile Welt, Vollbeschäftigung 
und andere erstrebenswerte Ziele garantieren zu können (Be­
schäftigungsinitiative der Aargauer Sozialdemokraten!);

- Forderungen und Rechtsansprüchen, die vergessen, dass alles, was der 
Staat verspricht und verteilt, zuerst erarbeitet und bezahlt sein will 
(übertriebene angebliche «sichere soziale Sicherheit», «Recht» 
auf Arbeit, Wohnung, Bildung usw., Arbeitszeitverkürzung bei 
gleichem Lohn!).



Arbeit-
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nehmern und den Sozialpartnern die Verantwortung für erfolgrei­
ches Wirtschaften überlässt. Zu diesen vom Staat zu schaffenden 
Voraussetzungen gehören u. a. eine

- gut ausgebaute Infrastruktur im weitesten Sinn;
- intakte Rechtsordnung;
- ausgewogene Geldmengenpolitik;
- liberale Aussenhandelspolitik, vor allem aber ein
- günstiges Innovations- und Investitionsklima.

Gerade im Interesse eines günstigen Innovations- und Investi­
tionsklimas, und damit der langfristigen Sicherung von Arbeits­
plätzen und sozialer Sicherheit, darf der Staat die private Unter­
nehmerinitiative nicht mehr und mehr lähmen und die Verantwor­
tungen verwischen. Deshalb sagen wir Nein z. B. zu

- neuen Fiskal- und Sos^iallasten; nachdem wir allein dem Bund seit 
1976 über 2,6 Mia Franken zusätzliche Einnahmen in Form von 
Steuererhöhungen verschiedenster Art zugestanden haben 
(Aushungerung des Staates!), brauchen wir jetzt eine Phase der 
Steuerruhe, die höchstens Umstrukturierungen, nicht aber eine 
Aufstockung von Lasten erträgt;

- sogenannten staatlichen Impulsen (Innovations-Risiko-Garantie, 
Förderung der praxisorientierten Forschung u.a.), welche zwar 
wie Zuckerbrot schmecken, aber die Karies des freien Unter­
nehmertums fördern, leider aber auch von Unternehmern, nicht 
bloss von Politikern, gierig aufgenommen werden;

- überrissenen, einseitigen und trügerischen Zugeständnissen an 
nehmer, Mieter und Konsumenten, die alle davon ausgehen, Unter­
nehmer und Selbständigerwerbende seien von Hause aus 
schlecht, und generell: sie würden nach wie vor alles verkraften. 
Diese Zurückhaltung hat nichts zu tun mit kapitalistischer 
Ausbeutung. Sie orientiert sich auch nicht an Ideologien. Wir 
weisen den Vorwurf, Sozialabbau zu betreiben, zurück. Fakten 
beweisen das Gegenteil. Wir wollen unserm Land und unsern 
Bürgern, ganz gleich, wo und in welcher Stellung sie tätig sind, 
lediglich jene schmerzlichen Erfahrungen ersparen, die andere 
Länder machen mussten, Länder, die nicht «sozial» genug sein



Anliegen sein, unsere frei-
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konnten und gerade dadurch mehr und mehr in eine Sackgasse 
gerieten, aus der sie kaum noch einen Ausweg finden.

Zusammenfassend muss es deshalb unser 
heitlich-föderalistische Staatsordnung, die direkte Demokratie 
und die Soziale Marktwirtschaft zu stärken. Unsere Forderung 
nach Konsolidierung unserer Sozialwerke, nach mehr Mass und 
Flexibilität in der Lohn- und Sozialpolitik, nach gezielterem Ein­
satz der verfügbaren Mittel bewirkt keine Demontage. Im Gegen­
teil: Sie entspringt der Überzeugung, dass nur so Wirtschaft und 
Staat wieder erstarken und langfristig tragen. Natürlich wollen wir 
nicht primär andere, die eine eigene Überzeugung haben, von 
unsern Grundsätzen und unserer Haltung überzeugen. Wir achten 
vielmehr ehrliche Überzeugungen, auch wenn sie sich mit den 
eigenen Auffassungen nicht decken. Aber wir sollten, mindestens 
in wichtigen Fragen, unsere eigenen Reihen enger schliessen, damit wir 
glaubwürdig bleiben oder wieder glaubwürdiger werden und so 
auf Unentschlossene ausstrahlen.



Ordnungspolitik als Reizwort1

Einleitung

1 Referat anlässlich der Tagung «Von der Vision zur Tat: Mühlebach baut auf die 
Zukunft» vom 20. Januar 1994.

Vor einigen Jahren liess mich die Äusserung eines schweizerischen 
Wirtschaftsführers - als solcher sah er sich jedenfalls - aufhorchen. 
Als in einer wirtschaftspolitischen Auseinandersetzung grundsätz­
liche Anliegen und spezifische Interessen aufeinanderprallten, ver­
schaffte er sich mit der Bemerkung Luft, mehr und mehr empfinde 
er «Ordnungspolitik» als Reizwort. Erst vor wenigen Wochen 
verkündete ein anderer Wirtschaftsführer, mit ordnungspoliti­
schen Bedenken «könne man weder regieren noch Arbeitsplätze 
schaffen». Ordnungspolitik also auch als Schimpfwort'. Umgekehrt 
erschien vor genau zwei Jahren der Bericht einer vom eidgenössi­
schen Volkswirtschaftsdepartement eingesetzten Arbeitsgruppe 
«Ordnungspolitik». Dieser enthielt Vorschläge, wie für die 
Schweiz eine «attraktive Rahmenordnung» geschaffen und wie der 
beispielsweise von Gerhard Schwarz, Wirtschaftsredaktor der 
NZZ, immer wieder beklagten «ordnungspolitischen Verwahrlos­
ung» entgegengetreten werden könne. Bisher geschah nicht viel. 
Ordnungspolitik also bloss als Schlagwort? Lassen Sie mich in 
einem ersten Teil versuchen, diesem Reizwort, Schimpfwort oder 
Schlagwort Inhalt zu geben. In einem zweiten Teil soll dann das, 
was sich in diesem Lande (insbesondere auf Bundesebene) tut, an 
den ordnungspolitischen Leitideen gemessen werden. Daraus - so 
hoffe ich - wird deutlich, was nötig wäre, um Standortvorteile, 
über die wir nach wie vor verfügen, zu erhalten und zu stärken, 
bzw. bereits verlorene Standortvorteile wieder zurückzugewin­
nen. Diese Folgerungen sind Inhalt des dritten Teils.



Vorbemerkung

Zum Begriff
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1. Was heisst Ordnungspolitik?

Es gibt keine allgemeingültige Definition für das, was schlechthin 
als Ordnungspolitik bezeichnet wird. Wer eine zentralistische, 
planwirtschaftliche Ordnung anstrebt, wird den Begriff anders 
umschreiben als der, dessen Leitbild eine freiheitliche, marktwirt­
schaftliche Staats- und Wirtschaftsordnung ist. Es sind indivi­
duelle Wertvorstellungen, von denen es abhängt, was jemand 
unter Ordnungspolitik versteht. Was ich im folgenden sage, ist 
deshalb Ausdruck meiner persönlichen, freiheitlich geprägten 
Staats- und Wirtschaftsphilosophie.

- Ordnungspolitik ist mehr als Wettbewerbspolitik. Markt und Wettbe­
werb genügen nicht. Ordnungspolitik ist auch mehr als die 
Privatisierung von Staatsbetrieben oder der Verzicht auf Han­
delsbeschränkungen irgendwelcher Art.

- Ordnungspolitik umfasst alles Denken und Handeln, das auf die 
Schaffung eines umfassenden freiheitlichen Ordnungssystems in Wirt­
schaft und Staat gerichtet ist. Die menschliche Freiheit ist unteilbar, 
und deshalb bedingen sich wirtschaftliche und politische Frei­
heit gegenseitig. Staatliche und wirtschaftliche Ordnungen 
müssen in ihren Grundsätzen übereinstimmen.

- Unteilbar sind aber auch Freiheit und Verantwortung. Wer sich zu 
einem umfassenden freiheitlichen Ordnungssystem bekennt 
und Freiheit für sich beansprucht, übernimmt gleichzeitig die 
Verpflichtung, mit dieser Freiheit verantwortungsbewusst um­
zugehen, und zwar gegenüber dem Mitmenschen, der Um- und 
Nachwelt gleichermassen.
Daraus leiten sich auch Aufgaben und Grenzen des Staates ab: Er 
soll primär die Voraussetzungen für die freie Entfaltung des



Wichtige Merkmale
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Einzelnen schaffen (das sind die sogenannten Rahmenbedin­
gungen, zu denen insbesondere Ordnung und Sicherheit im 
Innern und nach aussen sowie eine zeitgemässe Infrastruktur im 
weitesten Sinn gehören). Darüber hinaus soll der Staat Miss­
bräuchen der Freiheit wehren und gezielte Hilfe an unverschul­
det in Not geratene Mitbürger bieten. Aber wohlverstanden: 
«Begründungsbedürftig ist nicht die Freiheit, sondern deren 
Beschränkung» (R. Rhinow). Risiken der Freiheit sind geringer 
als die Gefahren einer machtbesessenen, reglementierungssüch- 
tigen Bürokratie.

— Dementsprechend gehören zzzz wirtschaftlichen Bereich Markt und 
Wettbewerb zu den wichtigsten Promotoren für wachsenden und 
breit gestreuten materiellen Wohlstand. Freie Preisbildung, ange­
messene Gewinne, Privateigentum, Vertragsfreiheit und Sozialpart­
nerschaft sind weitere tragende Pfeiler einer funktionsfähigen 
Wirtschaftsordnung.

— Im politischen Bereich schaffen die direkte Demokratie, der Föderalis­
mus (d.h. die starke Stellung von Gemeinden und Kantonen) 
sowie das Mili^system beste Voraussetzungen für die freie Entfal­
tung des Einzelnen, für Dezentralisierung der staatlichen Macht 
sowie für die möglichst bürgernahe Ausgestaltung der vom 
Staat erwarteten Leistungen.

Einige grundsätzliche Ungereimtheiten (konkrete Beispiele folgen in 
Ziff. 2) sollen zeigen, was sich mit Ordnungspolitik, wie ich sie 
verstehe, nicht verträgt:

- Eine hohe Staats- und Fiskalquote zeigt an, dass ein grosser Teil der 
privat erarbeiteten Mittel (Einkommen, Vermögen, Erträge, 
Kapital) der freien Verfügbarkeit entzogen, vom Staat abge­
schöpft und nach eigenen Gesetzmässigkeiten durch irgendwel­
che Kanäle umgeleitet und umverteilt werden.

- Subventionen lenken Produktion und Dienstleistungen von den 
Wegen ab, die der Markt weist. Sie verzerren den Wettbewerb,
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Exkurs

Bundesrat Koller hat in der ausserordentlichen Frühjahrs­
session 1993 im Zusammenhang mit der Beratung der Swiss- 
lex-Vorlagen im Nationalrat erklärt: «Die EG steht ord­
nungspolitisch - alles in allem genommen, vor allem wenn 
wir das Wettbewerbsrecht ansehen - mindestens so gut da 
wie unsere schweizerische Rechtsordnung» (Sten. Bull. NR 
S.721). Was das Wettbewerbsrecht anbetrifft - vielleicht; 
«alles in allem genommen» - sicher nicht! Vielmehr ist die 
heutige EU interventionistisch (Industriepolitik), soziali­
stisch (Sozialrechte und Sozialschutz), zentralistisch und 
bürokratisch (Kompetenzen der EG-Kommission, von di­
rekter Demokratie gar nicht zu reden). Sie schliesst den 
«Wettbewerb der Systeme» aus und schottet sich gegenüber 
der übrigen Welt sogar protektionistisch ab. Die ordnungs­
politischen Bedenken gegenüber der EU, insbesondere den 
Geist von Maastricht, entspringen nicht engstirnigem, 
kleinkariertem, hinterwäldlerischem Denken. Sie kommen 
in zahlreichen kompetenten und auf Erfahrung beruhenden 
Äusserungen, beispielsweise in der Frankfurter Allgemei­
nen Zeitung, den Orientierungen der Ludwig-Erhard-Stif­
tung in Bonn, aber auch in der NZZ zum Ausdruck. Etwas 
vom besten und konzentriertesten hat in der «Finanz und 
Wirtschaft» vom 30. Oktober 1993 Gerd Habermann, Do­
zent an der Universität Bonn und Leiter des Unternehmerin­
stituts der Arbeitsgemeinschaft selbständiger Unternehmer 
in Bonn, geschrieben («Der sinkende Stern von Maas­
tricht»), Bemerkenswert sind aber auch die Äusserungen des 
bayerischen Ministerpräsidenten Stoiber in der FAZ vom 
3.November 1993. Was Bundesrat Koller sagte, ist eine sprach­
liche Verwirrung mit fatalen politischen Auswirkungen.

zementieren Strukturen, lähmen den Leistungswillen und die 
Eigenverantwortung, fördern die Anspruchsmentalität und 
führen zu Einkommensumverteilungen.
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Dank einer während Jahren relativ konsequenten Ordnungspoli­
tik verfügte die Schweiz lange Zeit, teils heute noch, über beträcht­
liche JÄz»üW-(nicht bloss Wettbewerbs-) Vorteile gegenüber an­
dern Staaten: Persönliche Freiheit und Verantwortung, Markt und 
Wettbewerb, direkte Demokratie und Föderalismus werden als 
wichtige Ordnungs-Prä^w« weitgehend akzeptiert. Mit mehr

— Ein generelles Kartellverbot mag wettbewerbspolitisch konse­
quent erscheinen, steht jedoch im Widerspruch zum Grundsatz 
der Vertragsfreiheit und ist deshalb ordnungspolitisch nicht 
vertretbar. Das dem schweizerischen Recht eigene Missbrauchs­
prinzip genügt.

— Sozialrechte, wie ein Recht auf Arbeit, Bildung, Wohnung usw., 
sowie ein überspitzter Sozial- und Familienschutz (oft als Fami- 
lien-Förderung getarnt) wecken Illusionen, lähmen die Eigen­
verantwortung und erfordern ein Übermass an Steuern, Abga­
ben und Bürokratie.

— Schliesslich entsprechen die bloss repräsentative Demokratie so­
wie zentrale und bürokratische Entscheidungsträger den ordnungs­
politischen Anforderungen nicht. Sie vertrauen allzusehr auf 
«Übermenschen», die selbstlos für andere denken und handeln, 
und solche gibt es nicht. Beamte, Magistraten und Parlamenta­
rier mögen guten Willens, teils sogar kompetent sein; sie blei­
ben aber Menschen «wie du und ich». Sie verdienen nicht als 
einzige die Qualifikation verantwortungsbewusst und haben 
keinen Anspruch, in wichtigen Fragen abschliessend die jeweils 
«sachlich beste» Lösung zu treffen. Bevormundung und ab­
schätzige Qualifikationen an die Adresse freier und mündiger 
Bürger durch eine sich oft überschätzende, ja arrogante «elite de 
la nation» lassen sich mit der Freiheit und Würde des Menschen 
nicht vereinbaren. Direkte Demokratie und Föderalismus sind im 
Rahmen eines umfassenden freiheitlichen Ordnungssystems unverzicht­
bar.

2. Unser Weg in den «Morast der Mitte»
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Das beste Spiegelbild des Glaubens an die staatliche Machbarkeit 
bietet die Entwicklung der Bundeseinnahmen und Bundesausgaben. 
Was sich schon lange angebahnt hat und von einigen wenigen 
Rufern in der Wüste klar und unverdrossen kritisiert wurde, sollte 
heute von jedem, der nicht auf beiden Augen blind ist, endlich 
eingesehen werden: Wir haben über die Verhältnisse gelebt. Die Fiskal­
einnahmen des Bundes sind dank einer grenzenlosen Opferbereit­
schaft und Geduld der Steuerzahler unaufhaltsam und weit stärker 
als teuerungsbedingt angestiegen, und zwar auch in Zeiten der 
Rezession. Wer heute von leeren Kassen spricht, weiss nicht, was 
er sagt, oder er täuscht und lügt bewusst. Die massiv angestiege­
nen Schulden sind nicht auf knappen Mittelzufluss zurückzufüh­
ren, sondern auf eine verantwortungslose Ausgabenpolitik. Die 
Bundesausgaben hielten nämlich mit dem Mittelzufluss nicht bloss 
Schritt, sondern rannten diesem - vor allem in den letzten Jahren - 
ganz einfach davon.

Konsequenz in der Durchsetzung - es wird darauf zurückzukom­
men sein - lässt sich vermeiden, dass angekratzte Eckpfeiler unse­
res Ordnungssystems bersten und brechen. Politische Stabilität, 
Sozialpartnerschaft sowie Rechtssicherheit sind ebenfalls angeschla­
gen, bleiben aber aus der Sicht anderer beneidenswert. Arbeitslosig­
keit und Staatsverschuldung, aber auch die Staats- und Fiskalquote sind 
zu hoch geworden, aber immer noch tiefer als in andern Ländern, 
sogar in EU-Staaten. Das Vertrauen in unsere Währung ist intakt. 
Ebenso brauchen Ausbildung, Forschung und Entwicklung Ver­
gleiche nicht zu scheuen.

Immer mehr büssen wir indessen solche Vorteile ein, und zwar 
nicht wegen höherer Gewalt, sondern aus eigenem Verschulden. 
Es sind zudem nicht nur - häufig nicht einmal primär - rote oder 
grüne Gruppierungen, sondern es sind die auf Bundesebene nach 
wie vor bürgerlich dominierten Entscheidungsgremien, welche die 
ordnungspolitische Verwahrlosung Schritt um Schritt vorantreiben. 
Einige Beispiele:



Sozialpolitik

Wirtschaftspolitik

Staatspolitik

Der Trend zur ordnungspolitischen Verwahrlosung zeigt sich 
indessen nicht bloss in der Finanz-, Sozial- und Wirtschaftspolitik, 
sondern auch in der staatspolitisch bedenklichen hust an der Macht

Eine entscheidende Ursache für die katastrophale Entwicklung 
des Bundeshaushaltes ist die Expansion der Ausgaben für soziale 
Wohlfahrt. Der Bund ist zu einer Umverteilungsbürokratie degene­
riert, die Prof. Wittmann kürzlich treffend als «organisierte Verant­
wortungslosigkeit» bezeichnet hat. Bundesrat und Parlament ha­
ben mit ihrer sozialen Giesskannenpolitik den Willen zur Eigen­
verantwortung auf breiter Front untergraben und einen Gemischt­
warenladen aufgebaut, von dem Walter Kannengiesser schreibt: 
«Das Angebot der Sozialpolitik macht inzwischen einem Waren­
hauskatalog Konkurrenz: Wer sucht, der findet.»

Verstösse gegen ordnungspolitische Grundsätze in der Wirt­
schaftspolitik erfolgten und erfolgen beispielsweise mit Massnah­
men zur Preisüberwachung (der neue Preisüberwacher versteht sich 
sogar als «Gewissen der richtig verstandenen Konkurrenz im 
Markt»!), zur Förderung des Wohnungsbaus, zur vermeintlichen Nor­
malisierung auf dem Boden- und Immobilienmarkt, zur Stützung der 
Beschäftigung mit Arbeitsbeschaffungs- und Impulsprogrammen, aber 
auch mit den stets wachsenden Krediten zur Förderung der soge­
nannten praxisorientierten Forschung. Unverständlich sind aber auch 
die anhaltenden Versuche, ein eigentliches Stabilitätsgesetz zu schaf­
fen, das dem Bund weitere Kompetenzen zur Wirtschaftsförde­
rung einräumen würde, sowie der zur Zeit in der Vernehmlassung 
stehende Gesetzesentwurf «pur Stärkung der regionalen Wirtschafts­
struktur und der Standortsattraktivität» (vgl. NZZ vom 9./10. Okto­
ber 1993).
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und sterilen Betriebsamkeit auf dem parlamentarischen Parkett. Politiker 
fühlen sich als Weltverbesserer und täuschen, vom Glauben an die 
staatliche Machbarkeit getrieben, Kreativität vor, ohne danach zu 
fragen, ob das Neue, das sie fordern oder schaffen, wirklich nötig 
und besser sei als das Bestehende, und ob es einem echten Bedürf­
nis ihrer Wähler und Mitbürger entspreche. Deshalb fehlt dann 
häufig der Respekt vor dem letzten Wort des Souveräns, der das 
eine Mal als klug, das andere Mal als schlecht informiert und 
verantwortungslos qualifiziert wird.

Angesichts dieser ordnungspolitischen Verwahrlosung ist jetzt 
ein eigentlicher Aufbruch gefordert.

Entscheidend sind nicht primär institutionelle Reformen irgend­
welcher Art, auch nicht neue Regulierungen zwecks Deregulie­
rung, oder mehr Geld für die Bundeskasse, und was sonst an 
«Rezepten» herumgeboten wird. Entscheidend ist vielmehr jenes 
Umdenken, das Kurt Eichenberger wie folgt umschrieben hat: «Das 
Staatliche zu reduzieren und in festere Grenzen zurückzuziehen, 
wäre das Unerhörte einer restaurativen Revolution.» Unser Ziel ist auf 
der einen Seite die Stärkung von Freiheit und Eigenverantwor­
tung, von Leistung und Innovationskraft. Aufgerufen dazu sind 
vorab die Unternehmer und Sozialpartner. Ne>sx den Unternehmern 
muss erwartet werden, dass sie sich umfassend verantwortlich 
wissen, also gegenüber den Kapitalgebern, den Mitarbeitern sowie 
der Nach- und Umwelt gleichermassen. Sie sollen nicht jammern 
und nicht auf staatliche Impulse warten oder sogar solche fordern. 
Äussere Schwierigkeiten sind als Chance zu noch höherer Produk­
tivität und unablässigen Innovationen zu nutzen. Wie sagte doch 
ABB-Konzernchef Barnevik: «Gewinnen werden nicht jene mit 
den besten politischen Beziehungen, sondern jene, die am kosten­
günstigsten produzieren.» Die Sozialpartner ihrerseits müssen 
Verständnis für die betrieblichen Möglichkeiten und Grenzen 
aufbringen sowie das vertretbare Mass finden.
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Auf der andern Seite hat sich der Staat auf seine prioritären 
Aufgaben zu konzentrieren. Das bedeutet insbesondere dreierlei:

Wenn «das Staatliche reduziert und in festere Grenzen zurückge­
zogen wird», so ist der Weg frei für eine markante Eindämmung des 
Ausgabenwachstums und den vorläufigen Verzicht auf weitere Steuer- 
und Abgabenerhöhungen. Das sogenannte Sanierungsprogramm des 
Bundesrates zeigt indessen, dass wir noch nicht soweit sind. Es ist 
ungenügend und Ausdruck kraftloser Resignation. Selbst dann, 
wenn alle darin vorgesehenen Massnahmen auf der Ausgabenseite 
durchgesetzt würden, steigen die Bundesausgaben in den nächsten 
Jahren munter weiter, nämlich im Durchschnitt bis 1997 um 
jährlich über fünf Prozent! Eine Regierung und ein (bürgerlich 
dominiertes) Parlament, das solche Augenwischerei betreibt, frönt 
weiterhin dem Glauben an die staatliche Machbarkeit. Sprüche wie 
«zu Tode sparen» oder «Demontage des Sozialstaates» sind ganz 
schlicht und einfach dumm - auch wenn sie von Bundesräten 
stammen. Bei einer solchen Mentalität helfen Steuererhöhungen 
nicht - im Gegenteil: Sie öffnen die Schleusen noch weiter.

Zu den chirurgischen Eingriffen in unsern aufgeblasenen Sozial- und 
Interventionsstaat sowie der entsprechenden Entschlackung unserer 
Geset^esmaschinerie gehören beispielsweise die Abkehr vom Giess­
kannensystem in der Sozial- und Subventionspolitik, die Locke­
rung bzw. Aufhebung von Index-Automatismen aller Art, der 
vorläufige Verzicht auf den weiteren Ausbau unserer Sozialversi­
cherungen und auf die Verankerung sogenannter Sozialrechte in 
der Bundesverfassung, aber auch der Bruch mit unzeitgemässen 
Privilegien im öffentlichen Dienst, verbunden mit einer konse­
quenten Durchforstung der öffentlichen Verwaltung und der Bun­
desbetriebe. Ferner sind überflüssige Bundesämter (wie z.B. das 
Bundesamt für Konjunktur, Kultur u.a.) aufzuheben. Wenn frei-




